
Die Besetzung der Stasi-Gebäude ist die Quittung für solche 
Absicht. Wir solidarisieren uns mit den im Hungerstreik befind­
lichen Besetzern und bitten alle Abgeordneten, sofern sie noch 
hier sind und zuhören, quer durch die Fraktionen um Unter­
stützung, daß dieses Gesetz in Anlage 2 aufgenommen wird.

Ich müßte noch vieles erwähnen, wichtige soziale Fragen - sie 
sind bereits angesprochen worden; man bräuchte unendlich Re­
dezeit, um all das zu behandeln, was jetzt kaputtgeht, sicherlich 
keine Errungenschaften; wir haben durchaus Probleme damit 
gehabt, aber mit Sicherheit besser als das, was uns jetzt erwartet, 
z. B. der Formelkompromiß zu § 218, der vermutlich schon näch­
stes Jahr fällt, wenn Wohn- und Tatort in Bonn Zusammentref­
fen.

Doch ich will nicht Trübsal blasen, uns hilft keine Schwarzma­
lerei - was wir jetzt brauchen, ist eine demokratische Wut und 
keine politische Schafsgeduld. Wir müssen um das Wohl unserer 
Länder kämpfen, so wie das Späth, Streibl, Rau und Lafontaine 
für ihre Länder tun.

Wir brauchen Unterstützung und einen zweiten Lastenaus­
gleich. Er steht uns moralisch zu, aber wir bekommen ihn nicht 
geschenkt. Die Regierung hat das Thema nicht angesprochen - 
in wessen Interesse hat sie überhaupt verhandelt? Der Lasten­
ausgleich war ein beeindruckendes Beispiel der Solidarität, und 
vor allem in den fünfziger Jahren Schubkraft der sozialen Markt­
wirtschaft in der Bundesrepublik. Ein vergleichbarer Fonds 
könnte auch heute - ohne den Normal Verdiener zu belasten - ge­
schaffen werden. Damit lassen sich ein Sofortprogramm und die 
eingangs genannten Aufgaben - Bausanierung, Infrastruktur 
und dergleichen - in Angriff nehmen. Das wäre Hilfe zur Selbst­
hilfe und würde uns Sicherheit und Zuversicht geben und nicht 
auf die Wahlversprechen von Politikern und das Wohlwollen von 
Industrie- und Bankkapital hoffen lassen.

Mit dem vorliegenden Vertrag wird diese Chance vertan, aller­
dings das Hauptziel erreicht: Helmut Kohl wird immerhin für 
zwei Monate Kanzler aller Deutschen, der 1. und der 2. Klasse.

(Beifall bei SPD, PDS und Bündnis 90/Grüne)

Stellvertreter der Präsidentin Helm :

Der nächste Redner ist der Abgeordnete Dörfler, Fraktion 
Bündnis 90/Grüne. Die Fraktion hat sich die Redezeit für grund­
sätzliche Ausführungen zum Vertrag geteilt. Deswegen zwei 
Redner der gleichen Fraktion nacheinander.

Dr. Dörfler für die Fraktion Bündnis 90/Grüne:

Herr Präsident! Werte Damen und Herren! Die Bewertung des 
Einigungsvertrages möchte ich an einem konkreten Beispiel 
vornehmen. Ich will sichtbar machen, wessen Handschrift die­
ser Vertrag trägt und wie die legitimen Interessen der Menschen 
dieses Landes geachtet und berücksichtigt werden.

Ein so entscheidender, weitreichender Vertrag muß zualler­
erst auf den Prüfstand der neuen Länder, ihrer Städte und Ge­
meinden sowie deren Bewohner. Sie sind die Betroffenen und 
wir deren Interessenvertreter. Bei einer Vereinigung zweier 
Länder bzw. zweier bisher getrennter Landesteile - ich will nicht 
gerade von Landeshochzeit sprechen - ist gegenseitige Zunei­
gung zwar ein wichtiges Moment, aber es geht um weit mehr. Es 
geht um Vermögensfragen, um die Ausstattung der Partner für 
einen neuen Lebensabschnitt. Der Einigungsvertrag läßt nicht 
erkennen, daß beide Partner das gemeinsame Vermögen in 
einen Topf werfen, um damit gemeinsam das weitere Leben zu 
bestreiten. Es wird mit getrennten Kassen in der deutschen Ehe 
gearbeitet - siehe Länderfinanzausgleich. Getrennte Kassen soll 
es auch in menschlichen Ehen geben, aber das sind wohl nicht 
die glücklichsten.

Die entscheidende Frage ist die nach der Chancengleichheit in 
der weiteren Entwicklung der durchaus unterschiedlichen Part­
ner. Es ist zu fragen, ob gleiche oder zumindest vergleichbare

Voraussetzungen bestehen, um im eigenen Leben zu einem 
Okay-Gefühl zu gelangen.

Eines der entscheidendsten Gesetze, um die Landkreise, Städ­
te und Gemeinden der Noch-DDR mit Vermögen auszustatten, 
ist das Kommunalvermögensgesetz. Es wurde am 6. Juli dieses 
Jahres mit nur einer Gegenstimme und einer Enthaltung - also 
mit überwältigender Mehrheit der Abgeordneten - hier verab­
schiedet. Es besagt, auf einen Satz gebracht, daß den Städten, 
Gemeinden und Landkreisen auf Antrag ehemaliges Volksei­
gentum kostenlos zu übertragen ist, wenn es kommunalen Auf­
gaben dient. Dazu zählen unter anderem Gebäude, Grund und 
Boden, Anlagen der Energie- und Wasserversorgung, der Abfall­
entsorgung sowie der öffentliche Nahverkehr. Dieses Vermögen 
war als Mitgift für die Kommunen gedacht, damit sie in eigenen 
Betrieben finanzielle Mittel erwirtschaften können, z. B. durch 
Verteilung, Erzeugung und Verkauf von Energie, vor allem von 
Strom und Gas als den einträglichsten Finanzquellen.

Noch vor zwei Wochen hat der Umweltausschuß ein Votum an 
den Ausschuß Deutsche Einheit überreicht, in dem die Übernah­
me des Kommunalvermögensgesetzes ohne Änderungen in den 
Einigungsvertrag empfohlen wurde. Dieses Votum gelangte of­
fenbar in den Papierkorb. Laut Einigungsvertrag soll das Kom­
munalvermögensgesetz um einen Satz ergänzt werden. Der lau­
tet:

„Soweit die Summe der Beteiligungen der Gemeinden, Städ­
te und Landkreise 49 vom Hundert des Kapitals einer Kapp 
talgesellschaft für die Versorgung mit leistungsgebundenen'—' 
Energien überschreitet, werden diese Beteiligungen antei­
lig auf diesen Anteil gekürzt.“

Hier wurde ganz offensichtlich ein Gesetz seines Inhalts und 
seines Sinns beraubt.

Um beim Bild der Ehe zu bleiben: Die Braut wünscht sich ein 
Kind, bekommt es aber laut Ehevertrag nur zu 49 %. - Den Kom­
munen und Landkreisen werden mit dieser 49%-Klausel die Ar­
me abgeschlagen. Ihnen bleiben Müll und Nahverkehr, die Ver­
lustgeschäfte. Vom lukrativen Energiegeschäft werden sie fern­
gehalten.

Es erhebt sich für mich die Frage, wer diesen kommunalfeind­
lichen, aber monopolfreundlichen Zusatz in den Einigungsver­
trag geschmuggelt hat? Wer ist sich in diesem Vertrag mit wem 
einig geworden? Und wer blieb außen vor? Mit diesem aufge­
pfropften kleinen Zusatz soll der gegen geltendes Recht und ge­
gen kommunale Lebensinteressen verstoßende Stromvertrag 
doch noch salonfähig gemacht werden. Das Paket des Eini­
gungsvertrages muß herhalten, um diese und andere faule To­
maten doch noch als Qualitätsgemüse an den Mann zu bringen.

(Beifall bei Bündnis 90/Grüne)

Vor diesem eben skizzierten Hintergrund können die Kommu­
nen dieses Landes und ihre Bewohner nicht mehr von einem 
Einigungsvertrag reden; denn es handelt sich für sie um einen 
klaren Enteignungsvertrag. Sie fühlen sich betrogen. Mehr 
noch: Es ist für sie ein Entmündigungsvertrag. Mit der fakti­
schen Auslöschung des Kommunalvermögensgesetzes durch 
Intrigen von Preußen-Elektra, RWE und Bayern-Werke werden 
unsere Kommunen für die Dauer von mindestens 20 Jahren un­
umkehrbar zu Bettlern gemacht und am Tropf hängen. Ihnen 
bleibt keine Chance, in freier, kommunaler Selbstbestimmung 
durch eigenen Fleiß Gewinne selbst zu erwirtschaften.

Herr Staatssekretär Krause! Ihre Wählerinnen und Wähler 
erinnern sich heute noch sehr genau, wie Sie im letzten Herbst 
auf den Montagsdemonstrationen Ihrer Mecklenburgischen 
Heimat vehement die Abschaffung der zentralen staatlichen Be­
vormundung forderten. Jetzt haben Sie uns einen Vertrag prä­
sentiert, der genau das festschreibt, was Sie Vorgaben, abschaf­
fen zu wollen. Sie nehmen den Städten und Gemeinden - auch 
den CDU-regierten - die versprochene Eigenständigkeit, indem 
Sie Ihnen den Geldhahn zudrehen. Mit diesem 2. Staatsvertrag 
sprechen Sie den Städten und Gemeinden das Recht und wohl 
auch die Fähigkeit ab, die kommunalen Dienstleistungen in eige-
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